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1. Allgemeines zum Verfahren 
 
Die Gemeinde Kenn hat die Aufstellung des Bebauungsplanes "Kenner Ley II" gefasst. Es 
wurde die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im Sommer 2012 durchge-
führt und die Offenlage wurde vom 10.06.2013 bis 09.07.2013 durchgeführt. Parallel wur-
den die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange angeschrieben und hatten 
sich zur Planung geäußert. 
 
Aufgrund verschiedener verfahrensrechtlicher Gründe wurde die Offenlage wiederholt und 
in diesem Zusammenhang kleine Änderungen vorgenommen. Diese ergänzende Offenlage 
fand vom 23.09.2013 bis 22.10.2013 statt. Zur gleichen Zeit wurden ebenfalls nochmals die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ange-
schrieben, mit der Bitte, sich zur geänderten Planung zu äußern. 
 
Anschließend ist der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwägung bzw. Berück-
sichtigung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt. 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Handwerkskammer Trier 
Loebstraße 18 
54292 Trier 

21.10.2013 keine 

2.  Vermessungs- und Katasteramt Westeifel-
Mosel 
Im Viertheil 24 
54470 Bernkastel-Kues 

11.10.2013 Hinweis 

3.  Verbandsgemeindewerke 
Schweich 
Brückenstraße 26 
54338 Schweich/Mosel 

08.10.2013 keine 

4.  Zweckverband Abfallwirtschaft im Raum 
Trier (A.R.T.) 
Löwenbrückener Straße 13/14 
54290 Trier 

08.10.2013 Hinweis 

5.  Kreisverwaltung 
Trier-Saarburg 
Kreisentwicklung, Wirtschaft, Landwirtschaft, 
Weinbau 
Willi-Brandt-Platz 1 
54290 Trier 

07.10.2013 Hinweise 

6.  Landesamt für Geologie und Bergbau 
Emy-Roeder-Straße 5 
55129 Mainz 

01.10.2013 Hinweise 

7.  Stadtwerke Trier Versorgungs-GmbH 
Ostallee 7 - 13 
54290 Trier 

30.09.2013 Hinweise 

8.  Kabel Deutschland 
Vertrieb u. Service GmbH  
Reg. Rheinland-Pfalz/Saarland 
Zurmaiener Straße 175 
54292 Trier 

30.09.2013 Hinweise 



3 
 
D:\Texte\2012040\Beschlus\20131031_BES_001_JO_Abwaegung_BP 2. Offenlage_Okt13.docx 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

9.  Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz 
Dienststelle Trier 
Gartenfeldstraße 20 a 
54295 Trier 

26.09.2013 Hinweise 

10.  Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 
Mosel 
Tessenowstraße 6 
54295 Trier 

25.09.2013 keine 

11.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
Abt. 3 Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, 
Bodenschutz 
Deworastraße 8 
54290 Trier 

22.10.2013 keine 

12.  IHK Trier 
Herzogenbuscher Straße 12 
54292 Trier 

22.10.2013 keine 

 

Nr. Öffentlichkeitsbeteiligung Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Peter und Maria Koch 
In der Neuwies 15 
54344 Kenn 

21.10.2013 Hinweise 

2.  Ursula und Wolfgang Schütz 
Alte Poststraße 85 
54344 Kenn 

21.10.2013 Bedenken und Anre-
gungen 

3.  Anlieger der Alten Poststraße Haus Nr. 84 - 
87 
Paul Wandernoth 
Alte Poststraße 84 
54344 Kenn 

21.10.2013 Bedenken und Anre-
gungen 

 
Hinweis: 
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, die 
abgegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung ab-
gedruckt und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die 
Sachdarstellungen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die Originalstel-
lungnahmen können bei der Verbandsgemeindeverwaltung Schweich eingesehen werden.  
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
2.1 Stellungnahme der Handwerkskammer Trier 
 
Sachbericht: 
 
Es wird mitgeteilt, dass gegen das Vorhaben keine Bedenken erhoben werden. 
 
Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.2 Stellungnahme des Vermessungs- und Katasteramtes Westeifel-Mosel, Bern-

kastel-Kues 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der Copyright-Vermerk auf den Planunterlagen 
entsprechend ergänzt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
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2.3 Stellungnahme der Verbandsgemeindewerke Schweich 
 
Sachbericht: 
 
Es wird Bezug auf die Stellungnahme vom 08.07.2013 genommen. Es werden keine weite-
ren Hinweise vorgebracht. 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die damaligen Anregungen und Hinweise 
wurden in der Planung bereits beachtet. Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
 
 
2.4 Stellungnahme der A.R.T. Zweckverband Abfallwirtschaft im Raum Trier 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Bebauungsplan werden zur Kenntnis genommen. Der Gemeinde ist 
bewusst, dass in den kurzen Stichstraßen ein Wenden für Abfallsammelfahrzeuge nicht 
möglich ist und deshalb die Abfälle an den Durchgangsstraßen bereitgestellt werden müs-
sen. Eine Berücksichtigung in der Planung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
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2.5 Stellungnahme der Kreisverwaltung Trier-Saarburg, Kreisentwicklung, Wirt-
schaft, Landwirtschaft, Weinbau, Trier 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den Textfestsetzungen und der Planzeichnung werden zur Kenntnis ge-
nommen und redaktionell in den Planurkunden korrigiert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
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2.6 Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau, Mainz 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zu Bergwerksfeld Kenn und dem Bergrecht der Firma Arcelor Mittal Bremen 
GmbH, Bremen, werden zur Kenntnis genommen. Die Firma wurde bereits angeschrieben 
und über die Planung informiert. Es gab hierzu keine Einwendungen. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die bisherigen Hinweise, zuletzt vom 17.06.2013, wurden in den Unterlagen bereits be-
rücksichtigt. Dass zu mineralischen Rohstoffen keine Einwände bestehen, wird zur Kennt-
nis genommen. 
 
Sachbericht: 
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Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Radonprognose werden zur Kenntnis genommen. Es wurde bereits eine 
Risikoabschätzung vorgenommen und entsprechende Empfehlungen in dem Bebauungs-
plan zum Umgang mit Radon in den Unterlagen dargestellt. Eine weitere Berücksichtigung 
in der Planung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
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2.7 Stellungnahme der SWT Stadtwerke Trier Versorgungs-GmbH, Trier 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise, dass zum Bebauungsplan grundsätzlich keine Bedenken bestehen, werden 
zur Kenntnis genommen. Die Hinweise zur Versorgung mit Erdgas werden ebenfalls zur 
Kenntnis genommen und wurden bereits in der weiteren Erschließungsplanung berücksich-
tigt. Eine Änderung der Planung ist nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
 
 
2.8 Stellungnahme der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Trier 
 
Sachbericht: 
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Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den bestehenden Telekommunikationsanlagen der Kabel Deutschland 
werden zur Kenntnis genommen und in der weiteren Erschließungsplanung berücksichtigt. 
Eine Berücksichtigung im Bebauungsplan ist nicht erforderlich. 
 
Hinweis: 
Es war ein Lageplan mit den bestehenden Leitungen beigefügt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
 
 
2.9 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Dienststelle Trier 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den besonders guten Ackerböden, und dass keine weiteren Bedenken 
geäußert werden, werden zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.10 Stellungnahme des Dienstleistungszentrums Ländlicher Raum Mosel, Trier 
 
Sachbericht: 
 
Aus Sicht der Flurbereinigung bestehen gegen den überarbeiteten Bebauungsplan keine 
Einwände.  
 
Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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2.11 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Trier 

 
Sachbericht: 
 
Gegen die Bauleitplanung bestehen keine Einwände.  
 
Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.12 Stellungnahme der IHK Trier 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass seitens der Industrie- und Handelskammer Trier weiterhin keine 
Bedenken gegen die Planung bestehen.  
 
Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
3.1 Frau Maria und Herr Peter Koch, Kenn 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den reduzierten Abständen zwischen Waldrand und bestehenden Bau-
grenzen werden zur Kenntnis genommen. Dies ist auch im Gemeinderat bekannt. Eine 
Abrückung der Baufenster ist nicht beabsichtigt. Die Gemeinde behält sich jedoch vor, die 
betroffenen Grundstücke nicht zu vermarkten, bis entsprechende forstwirtschaftliche Maß-
nahmen durchgeführt sind, die den erforderlichen Schutz ermöglichen. 
 
Die alternative Haftungsverzicht- und Freistellungserklärung zugunsten von Maria und Pe-
ter Koch werden geprüft. Ebenfalls wird die privatrechtliche Entschädigungsregelung mit 
Maria und Peter Koch geklärt. Eine Fristsetzung bis vor den Satzungsbeschluss ist jedoch 
nicht erforderlich. 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
 
 
3.2 Frau Ursula und Herr Wolfgang Schütz, Kenn 
 
Sachbericht: 
 

 

 



15 
 
D:\Texte\2012040\Beschlus\20131031_BES_001_JO_Abwaegung_BP 2. Offenlage_Okt13.docx 
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Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Einspruch sowie die Begründung hierzu werden von der Gemeinde zur 
Kenntnis genommen. Die igr AG ist von der Gemeinde Kenn beauftragt, den Bebauungs-
plan "Kenner Ley II" aufzustellen. Darunter gehören auch die Berücksichtigung und Be-
handlung der eingegangenen Anregungen und Hinweise zu den verschiedenen Beteili-
gungsverfahren gemäß BauGB. Diese werden im Zuge der Verfahren als Abwägungsvor-
schläge für die Gemeinde erarbeitet und die Gemeinde hat die Gelegenheit, diese so an-
zunehmen oder entsprechend zu ändern, was in einer ausführlichen Diskussion auch in 
diesem Fall erfolgt ist. Die eingegangenen Anregungen und Hinweise wurden so, wie vor-
liegend, vom Gemeinderat empfohlen. Wirtschaftliche Interessen der Planungsfirma sind 
hierzu keine Grundlage und werden als Bedenken zurückgewiesen. Die igr AG ist beauf-
tragt, neben der Erstellung des Bebauungsplanes auch die Erschließungsplanung vorzu-
nehmen. Dabei wird für die Gemeinde die wirtschaftlichste Planung erstellt. Die igr AG hat 
kein wirtschaftliches Interesse, die sie für sich in Anspruch nimmt. Die igr AG plant für die 
Gemeinde und erhält hierfür ein entsprechendes Honorar gemäß der Gebührenordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) für diese Leistungen. Die vorgebrachten Bedenken 
werden deshalb zurückgewiesen. 
 
Die Hinweise zum Einspruch gegen den Bebauungsplan "Kenner Ley II" werden ebenfalls 
zur Kenntnis genommen. Das neue Wohngebiet wird weder zu einer Beeinträchtigung der 
Wohn- und Lebensqualität als auch zu einer erheblichen Wertminderung der Immobilie von 
Ursula und Wolfgang Schütz führen. Diese Behauptung wird als unbegründet zurückgewie-
sen.  
 
Die Hinweise zu einer enormen Mehrbelastung von Lärm- und Luftimmissionen werden 
ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die Bedenken, dass hier 1 000 Kfz-Bewegungen und 
mehr pro Tag zukünftig zu erwarten sind, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. In den 
Planunterlagen wurde hierauf ausführlich eingegangen. Es wurde eine maximale Spitzen-
stunde von 94 Kfz/h ermittelt, die sich jedoch auf die beiden Zufahrten aufteilen wird. In den 
Unterlagen wurde dargestellt, dass hierdurch für die benachbarten Wohngebiete hier keine 
wesentlichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Eventuell soll die Zufahrt an der alten 
Poststraße geschlossen werden, da der Hauptverkehr über die Straße "Am Höhberg" ab-
fließen wird. Deshalb wird diese Befürchtung zurückgewiesen. 
 
Die Befürchtung, dass auch die Schadstoffemissionen eine extreme Beeinträchtigung eine 
Verschlechterung der Lebensqualität in dem Wohnhaus und Wohnumfeld befürchtet wird, 
wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Es ist richtig, dass durch das Baugebiet neuer Kfz-
Verkehr entsteht. Es ist jedoch mittlerweile durch die entsprechenden Grenzwerte bei Kraft-
fahrzeugen gewährleistet, dass hier durch den normalen Ziel- und Quellverkehr zu einem 
normalen Wohngebiet keine erheblichen Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Zudem be-
findet sich das Baugebiet auf einer gut durchlüfteten Höhenlage, sodass eventuell auftre-
tende Emissionen von dem angesprochenen Gebäude weg geweht werden. Die Forderung 
an die Ortsgemeinde Kenn, den Immissionsschutz für das Plangebiet "Kenner Ley II" sowie 
den angrenzenden Ortsteil Kenner Ley erheblich zu verbessern, wird ebenfalls zur Kennt-
nis genommen. Hier sind keine weiteren Maßnahmen notwendig, da schon aufgrund der 
gesetzlichen Vorgaben der EEG sowie der EEWärmeG ausreichend hohe gesetzliche An-
forderungen gelten, die bei der Errichtung der Wohnhäuser zu beachten sind. Damit sind 
Heizungsanlagen für die Wärmeerzeugung kleiner und erzeugen kaum noch Emissionen. 
Somit sind in Neubaugebieten nach den heutigen, technischen und gesetzlichen Standards 
kaum noch Emissionen zu erwarten. Die Bedenken werden deshalb zurückgewiesen. 
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Der Hinweis der Anlieger der Alten Poststraße 84 - 87 zur neuen angrenzenden Bebauung 
wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde hat die Bedenken der Anwohner 
ernst genommen und ihre Planung nochmals überdacht und bei der direkt angrenzenden 
Wohnbebauung sowohl in der Dachneigung als auch bei der Höhenfestsetzung diese re-
duziert, um den Übergang zu dem Neubaugebiet städtebaulich zu verbessern. Die weiteren 
Forderungen, die gestellt wurden, möchte die Gemeinde Kenn nicht aufgreifen, da sie für 
die neuen Baustellen zu große Einschränkungen bedeuten. Die jetzt in den Unterlagen zur 
2. Offenlage geänderten Festsetzungen ermöglichen jedoch einen städtebaulich harmoni-
schen Übergang der bestehenden Bebauung zur neuen Bebauung. Somit wurden die An-
regungen und Einwänden der Anliegergemeinschaft ausreichend berücksichtigt und mit 
den ökonomischen Gesichtspunkten, die für die spätere Nutzung der Baustellen wichtig 
sind, abgewogen.  
 
Dass der Gemeinderat wesentlichen Bestandteilen der Forderung nicht zugestimmt habe, 
wird zurückgewiesen. Es wurden die Einwendungen behandelt und mit den Eigentümern 
besprochen, was zu einer wesentlichen Änderung dieser direkt angrenzenden Baureihe 
geführt hat. Die Gemeinde hält an der derzeit vorliegenden Planung fest. Weitere Änderun-
gen werden nicht vorgenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
 
 
Zusätzliche Stellungnahme von Herrn Wolfgang Schütz, Kenn, als E-Mail 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zu dem versäumten Gesprächstermin und der Kritik an Herrn Bürgermeister 
Müller werden zur Kenntnis genommen. Diese sind jedoch nicht Inhalt des Bebauungs-
planverfahrens. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
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3.3 Anlieger der Alten Poststraße Haus Nr. 84 - 87, Familie Paul Wandernoth, Fami-
lie Wolfgang Schütz, Familie Thielen-Andries, Familie Rudolf Terner, Kenn 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Hinweise zu dem Gesprächstermin und den offenen Fragen werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Anregungen werden im Gemeinderat diskutiert und Änderungen festgelegt. 
Das Ergebnis wird den Anwohnern mitgeteilt.  
 
Zu den weiteren Forderungen:  
 
Die Forderungen zu 1., die Zahl der Vollgeschosse in den Planunterlagen wie auch in der 
Begründung auf "I" zu ändern, werden zur Kenntnis genommen. Die Festsetzung der Voll-
geschosse ist gemäß LBauO definiert. Die Anzahl wurde im Baugebiet WA 16 auf maximal 
zwei Geschosse festgesetzt. Es wurde jedoch die maximale Traufhöhe und maximale Hö-
he baulicher Anlagen geregelt, die zwei Vollgeschosse aus Sicht der Straße nicht ermögli-
chen werden. Die Gemeinde möchte trotzdem, um eine sinnvolle Nutzung der Grundstücke 
zu ermöglichen, insgesamt zwei Vollgeschosse ermöglichen, die entweder je nach Definiti-
on der LBauO im Dachgeschoss oder aber auch im Untergeschoss realisiert werden könn-
ten. Dies hängt von der Architektur des Gebäudes ab.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
  



19 
 
D:\Texte\2012040\Beschlus\20131031_BES_001_JO_Abwaegung_BP 2. Offenlage_Okt13.docx 

Abwägung: 
 
Es ist richtig, dass aus Sicht der Alten Poststraße 84 - 87 je nach architektonischem Ent-
wurf zwei Vollgeschosse sichtbar sein können, auch wenn diese aus Sicht der neuen Plan-
straße B aufgrund der Topografie nur als ein Geschoss erkennbar sein wird. Eine 1,5 ge-
schossige Bauweise kann im Bebauungsplan nicht festgesetzt werden. Das Geschoss un-
terhalb des Straßenniveaus nur als Keller auszuweisen, wird nicht gefolgt. Die Gemeinde 
möchte trotz der Reduzierung der Höhe der Gebäude gegenüber der alten Planfassung 
eine sinnvolle Bebauung der Grundstücke ermöglichen, sodass entweder im Keller oder 
auch im Dachgeschoss ein Vollgeschoss ermöglicht werden soll. Hinsichtlich der Ansicht 
aus Sicht der Poststraße 84 - 87 spielt dies jedoch keine Rolle, ob es sich bei dem unteren 
Geschoss um eine Wohnnutzung oder um reine Kellernutzung handelt. Die Gemeinde hält 
deshalb an ihrer Planung fest. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Forderung, eine Dachneigung von 20° festzusetzen, wird ebenfalls nicht übernommen. 
Die Gemeinde hat bereits die Dachneigung im Gebiet WA 16 auf maximal 33° statt bisher 
45° reduziert und ist somit den Anwohnern entsprechend entgegen gekommen. Auch ist 
durch die Reduzierung der maximalen Höhe baulicher Anlagen (Firsthöhe) auf 6,50 m ge-
messen von der anliegenden Erschließungsstraße eine deutliche Reduzierung der maxi-
malen Höhe der Gebäude erfolgt. Eine Festlegung der Dachneigung spielt somit im Hin-
blick auf eine mögliche Verschattung kaum eine Rolle, sodass die Gemeinde an den der-
zeit dargestellten Festsetzungen festhält. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Im Bebauungsplan wurden keine Firstrichtungen festgesetzt. Somit ist es möglich, dass 
auch eine firstständige Bauweise möglich ist, was zur Ausnutzung der Sonnenenergie zu 
empfehlen wäre. Die Gemeinde möchte deshalb die Firstrichtung nicht festlegen, um den 
zukünftigen Anwohnern eine optimale Nutzung der Sonnenenergie zu ermöglichen. Durch 
die Festlegung der Baugrenze wurde ein ausreichend großer Abstand zur bestehenden 
Bebauung festgelegt sowie die maximale Höhe der Gebäude wesentlich reduziert, sodass 
die möglichen Beeinträchtigungen durch ein neues Wohnhaus minimiert wurden. Weitere 
einschränkende Regelungen möchte die Gemeinde Kenn nicht festlegen. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Dachgauben wurden im gesamten Baugebiet "Kenner Ley II" zugelassen und sollen auch 
für diese Baureihe ermöglicht werden. Beeinträchtigungen für die angrenzende Wohnbe-
bauung werden nicht gesehen. Die Gemeinde hält deshalb an ihrer Planung fest. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Abwägung: 
 
Die Geschossflächenzahl (GFZ) für WA 16 soll von 0,8 auf 0,4 reduziert werden. Dies wird 
zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde möchte jedoch eine zweigeschossige Bauweise 
ermöglichen. Dies wirkt sich jedoch nicht auf die benachbarte Wohnbebauung aus, da die 
Höhenfestsetzungen gegenüber der vorhergehenden Planung drastisch reduziert wurden, 
um die mögliche Beeinträchtigung durch Schattenwurf für die angrenzende Wohnbebauung 
zu minimieren. Ob in den Gebäuden nur zwei oder ein Geschoss realisiert wird, spielt hier-
bei keine Rolle. Die Gemeinde hält deshalb an ihrer Planung fest. 
 
Sachbericht: 
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Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den Hecken der Grundstücksbegrenzung maximal 1,20 m, der Rasenan-
saat des öffentlichen Grüns, der maximal 2,50 m hohen Gartenhäuser mit Grundfläche 
2,0 m x 2,0 m, Komposthaufen, rückwärtige Hauszugänge werden zurückgewiesen, diese 
Forderungen waren nie Gegenstand der Verhandlungen bzw. Vereinbarung. Die Hecken-
höhe wird über das Nachbarrechtsgesetz geregelt. Zusätzliche Regelungen zu den Neben-
anlagen werden für das Baugebiet WA 16 nicht vorgenommen. 
 
Die Hinweise zum bestehenden Fußweg und der unbefestigten Wasserablaufrinne sowie 
die Kosten für die Erneuerung der Wasserversorgungsleitung werden zur Kenntnis ge-
nommen. Eine Änderung im Bebauungsplan wird jedoch nicht vorgenommen. Den beste-
henden Anliegern (Alte Poststraße 84 - 87) werden keine Kosten aus der Realisierung des 
Baugebietes zukommen. 
 
Die Hinweise zu den Äußerungen von Herrn Müller im Hinblick auf den Umgang mit der 
igr AG werden zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Kenn hat die igr AG beauftragt, den 
Bebauungsplan "Kenner Ley II" zu erstellen. Die igr AG hat diesbezüglich einen Ingenieur-
vertrag, in dem die Leistungen und Beratungen der Gemeinde im Zusammenhang mit dem 
Baugebiet festgelegt sind. Dies hat Herr Müller bei den Gesprächen wiedergegeben. Dies 
bedeute jedoch nicht, dass die Gemeinde nicht die Planungshoheit hätte. Herr Müller hat 
sich jedoch von der igr AG hinsichtlich der aufgetretenen städtebaulichen Fragen beraten 
lassen. Die igr AG hat die Änderungen entsprechend der Wünsche der Gemeinde vorge-
nommen. Es müssen jedoch rechtliche Grundlagen beachtet werden, zu denen die Ge-
meinde durch die igr AG entsprechend beraten wurde. Dieser Auftrag beinhaltet auch die 
Bearbeitung und Bewertung der eingegangenen Anregungen und Stellungnahmen zu den 
Verfahren zum Bebauungsplan. Diese sind vertragsgemäß für die Gemeinde vorzuberei-
ten. Die Gemeinde bestimmt jedoch letztendlich die Inhalte dieser Ausarbeitung und Ab-
wägung der eingegangenen Anregungen und Hinweise. Diese Vorgehensweise erfolgt bei 
jedem Bebauungsplanverfahren und ist rechtlich unbedenklich. Im Übrigen ist diese Leis-
tung auch in der HOAI 2013 als Besondere Leistung verankert, die die Gemeinden ent-
sprechend an Dienstleister vergeben können. Die Bedenken von Frau Terner werden des-
halb zurückgewiesen.  
 
Die Hinweise zu einem weiteren Termin werden zur Kenntnis genommen. Dies ist jedoch 
nicht Inhalt dieses Bebauungsplanverfahrens.  
 
Die Hinweise zur vorgesehenen Hauptdurchgangsstraße von 7,00 m werden zur Kenntnis 
genommen. Dass eine Straßenbreite von 6,50 m aus Sicht der Anwohner ausreichend er-
achtet wird, wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde möchte in der Straße 
die Nutzung auch für den ÖPNV sicherstellen. Zugleich ist auch beabsichtigt, einen separa-
ten Bürgersteig in der Straße anzuordnen, sodass diese Flächenbreite zur Erhöhung der 
Sicherheit der Fußgänger und Radfahrer führt. Eine Reduzierung auf 6,50 m für diese 
Haupterschließungsachse würde die Sicherheit minimieren, was die Gemeinde Kenn ver-
meiden möchte. Dies entspricht somit der Regelbreite von 5,50 m mit 1,50 m breiten Bür-
gersteig. 
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Dies wirkt sich nur unwesentlich auf die Erschließungskosten aus, erhöht jedoch wesentlich 
die Sicherheit der Nutzer dieser Straße. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: … 
Nein-Stimmen: … 
Stimmenthaltungen: … 
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Gemeinderatsbeschluss 
 
Die Gemeinde Kenn hat nach reiflicher Prüfung alle Stellungnahmen und Hinweise sowie 
Anregungen gemäß vorgehender Abstimmungsergebnisse sach- und fachgerecht gegen-
einander abgewogen. 
 
 


